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afa-Info 
zum Berufsbildungsreformgesetz 

 
Nach Abstimmung zwischen Regierung und Opposition haben der Deutsche Bundestag und 
der Deutsche Bundesrat das Berufsbildungsreformgesetz beschlossen, das das Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG) umfassend novelliert. Wesentliche Bestandteile des Gesetzes sind im 
Folgenden zusammengefasst: 
 
Allgemeine Vorschriften 
 

 

Das neue BBiG nennt verschiedene Ziele 
und Begriffe der Berufsbildung 
- die Berufsausbildungsvorbereitung, die 

an eine Berufsausbildung heranführen 
soll 

- die Berufsausbildung, die an die Aus-
führung einer qualifizierten beruflichen 
Tätigkeit in einem geordneten Ausbil-
dungsgang heranführt 

- die berufliche Fortbildung zum Erhalt 
und der Verbesserung beruflicher Hand-
lungsfähigkeit 

- die berufliche Umschulung zur Befähi-
gung einer anderen beruflichen Tätigkeit. 

 
Lernorte der Berufsbildung sind: 
- die Betriebe, öffentliche Einrichtungen, 

freie Berufe und Haushalte 
- die berufsbildenden Schulen 
- die sonstigen Berufsbildungseinrich-

tungen (außerbetriebliche Ausbildung). 
 
Die Lernorte sollen miteinander kooperie-
ren. Teile der Berufsausbildung können im 
Ausland durchgeführt werden. Das Gesetz 

gilt für die duale Berufsausbildung. 
Hochschulausbildung, Berufsbildung im 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis und 
Teile der Schifffahrtsberufe werden nicht 
durch dieses Gesetz geregelt. In der 
Handwerksordnung geregelte Berufe 
werden in einigen Abschnitten nicht gere-
gelt, sind aber analog in der Handwerks-
ordnung geregelt. 
 
Berufsausbildung 
 
Ausbildungsberufe werden durch das 
BMWA staatlich anerkannt, das hierfür 
auch Ausbildungsordnungen erlässt. Die 
Ausbildungsordnung muss Angaben zur 
Bezeichnung des Ausbildungsberufes, zur 
Ausbildungsdauer zu den notwendigen 
beruflichen Fähigkeiten, zum Ausbildungs-
rahmenplan und zu Prüfungsanforderungen 
enthalten. Die Ausbildungsordnung kann 
außerdem festlegen, dass die Ausbildung 
in einander aufbauenden Stufen erfolgt 
(Stufenausbildung), dass Abschlussprü-
fung in zwei Teilen erfolgt, zusätzliche 
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berufliche Fertigkeiten und Kenntnisse 
erlangt werden können, Teile der Be-
rufsausbildung in überbetrieblichen Aus-
bildungsstätten realisiert werden sollen und 
die Auszubildenden einen schriftlichen 
Ausbildungsnachweis (Berichtsheft) füh-
ren müssen. 
 
Durch Verordnungen können die Landes-
regierungen die Anrechnung von Ausbil-
dungszeiten in berufsbildenden Schulen 
oder sonstigen Berufsbildungseinrichtun-
gen regeln. Auf entsprechendem Antrag 
kann die Ausbildungszeit, wenn notwen-
dig, verkürzt oder verlängert werden.  
 
Berufsausbildungsverhältnis 
 
Über die Berufsausbildung wird zwischen 
dem Ausbildenden und dem Auszubilden-
den ein Vertrag geschlossen. Dieser Ver-
trag ist schriftlich zu fixieren. Auszubil-
dende haben die ihnen übertragenden Auf-
gaben auszuführen, an Ausbildungsmaß-
nahmen teilzunehmen, entsprechenden 
Weisungen zu folgen und die Schweige-
pflicht zu beachten. Ausbildende tragen 
Sorge für die Vermittlung der beruflichen 
Handlungsfähigkeit, haben Ausbildungs-
mittel kostenlos zur Verfügung zu stellen, 
den Auszubildenden charakterlich zu för-
dern, ihn für den Berufsschulunterricht und 
überbetriebliche Ausbildungsteile freizu-
stellen, ihm ein Zeugnis zu erstellen und 
eine entsprechende Vergütung zu zahlen. 
Die Probezeit beträgt minimal einen, ma-
ximal vier Monate. Das Ausbildungsver-
hältnis endet mit Ablauf der Ausbildungs-
zeit, bei Stufenausbildung mit Ablauf der 
letzten Stufe. Es verlängert sich bei er-
folgloser Prüfung um maximal ein Jahr. 
Nach der Probezeit kann das Ausbildungs-
verhältnis nur aus wichtigem Grund ge-
kündigt werden. Sowohl Ausbildungsstätte 
als auch Ausbilderinnen und Ausbilder 
müssen eine entsprechende Eignung vor-
weisen. Über die Eignung wacht die zu-
ständige Stelle. Berufsausbildungsverhält-
nisse müssen in einem entsprechenden 
Verzeichnis dokumentiert werden.  

Prüfungswesen 
 
Es sind Abschlussprüfungen durchzufüh-
ren, die zweimal wiederholt werden kön-
nen. Die Prüfung kann in zwei zeitlich 
auseinander fallenden Teilen durchge-
führt werden. Es ist ein entsprechendes 
Zeugnis auszustellen. Die Prüfung ist für 
Auszubildende gebührenfrei. Die zustän-
dige Stelle richtet entsprechende Prü-
fungsausschüsse ein. Diese bestehen aus 
mindestens drei Mitgliedern, die Beauf-
tragte der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer 
und mindestens eine Lehrkraft sind. Vor-
aussetzung für die Zulassung zur Prüfung 
ist die absolvierte Ausbildungszeit, die 
Teilnahme an Zwischenprüfungen und die 
Führung der schriftlichen Ausbildungs-
nachweise. Außerdem ist zur Prüfung zu-
zulassen, wer in der Schule oder einer 
sonstigen Berufsbildungseinrichtung in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf ent-
sprechend ausgebildet worden ist. Voraus-
setzung ist, dass durch Lernortkooperatio-
nen ein angemessener Anteil an fachprakti-
scher Ausbildung gewährleistet wird. Bei 
gestreckten Abschlussprüfungen wird 
über die Zulassung jeweils gesondert ent-
schieden. Über die Zulassung in Sonderfäl-
len entscheidet die zuständige Stelle. Prü-
fungszeugnisse aus gleichwertigen Ausbil-
dungsgängen können gleichgestellt wer-
den. 
 
Interessenvertretung 
 
Auszubildende in einer sonstigen Berufs-
bildungseinrichtung wählen eine beson-
dere Interessenvertretung. Hierzu erlässt 
das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) eine entsprechende 
Verordnung. Diese findet keine Anwen-
dung auf Einrichtungen von Religionsge-
meinschaften und andere Einrichtungen, 
die eigene gleichwertige Regelungen ge-
troffen haben.  
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Berufliche Weiterbildung 
 
Für die berufliche Fortbildung können 
Fortbildungsabschlüsse anerkannt und Prü-
fungsregelungen erlassen werden. Für die 
berufliche Umschulung können entspre-
chende Rechtsverordnungen Regelungen 
treffen. Umschulungen für einen anerkann-
ten Ausbildungsberuf erfordern analoge 
Ausbildungsrahmenpläne und Prüfungsan-
forderungen. 
 
Berufsbildung für besondere Personen-
gruppen 
 
Behinderte Menschen sollen in anerkann-
ten Ausbildungsberufen ausgebildet wer-
den. Die zeitliche und sachliche Gliede-
rung der Ausbildung soll entsprechend 
gestaltet werden. Für behinderte Men-
schen, die wegen Art und Schwere der 
Behinderung nicht in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf qualifiziert werden kön-
nen, werden aus den Inhalten anerkannter 
Ausbildungsberufe auf Antrag entspre-
chende Ausbildungsgänge anerkannt. 
 
Für lernbeeinträchtigte oder sozial be-
nachteiligte Personen, die noch nicht 
ausbildungsreif sind, kann eine Be-
rufsausbildungsvorbereitung gestaltet 
werden, die den besonderen Erfordernissen 
der Zielgruppe entspricht und umfassende 
sozialpädagogische Betreuung und Unter-
stützung beinhaltet. Findet die Berufsaus-
bildungsvorbereitung nicht im Rahmen des 
SGB III oder anderer vergleichbarer öf-
fentlicher Maßnahmen statt, ist die Eig-
nung der Ausbildungsstätte und des Aus-
bildungspersonals entsprechend zu prüfen. 
Bei der Berufsausbildungsvorbereitung 
sind insbesondere Qualifizierungsbausteine 
aus anerkannten Ausbildungsberufen ein-
zusetzen. So vermittelte Grundlagen für 
den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit 
sollen durch den Anbieter der Berufsaus-
bildungsvorbereitung bescheinigt werden. 
Die zuständige Behörde überwacht die 
Berufsausbildungsvorbereitung. Diese 
muss durch den Anbieter angezeigt wer-

den. Diese Überwachung und Anzeige-
pflicht gilt nicht für Maßnahmen nach dem 
SGB III und vergleichbare öffentlich ge-
förderte Maßnahmen. Unberührt bleibt die 
Förderung der sozialpädagogischen Förde-
rung nach § 421 m SGB III.  
 
Zuständige Stellen und Ausschüsse  
 
Für die Berufsausbildung in den verschie-
denen Sparten werden bei den entspre-
chenden Kammern zuständige Stellen 
eingerichtet. Außerhalb der Zuständigkeit 
der Kammern bestimmen Kirchen und 
Religionsgemeinschaften ihre eigenen zu-
ständigen Stellen. 
 
Die zuständigen Stellen sind für die Ü-
berwachung der Berufsausbildung, der 
Berufsausbildungsvorbereitung und der 
beruflichen Umschulung zuständig. Bei 
den zuständigen Stellen werden Berufs-
bildungsausschüsse eingerichtet, denen 
Beauftragte der Arbeitgeber, Arbeitnehmer 
und Lehrkräfte der berufsbildenden Schu-
len angehören. Die Berufsbildungsaus-
schüsse sind in allen wichtigen Angele-
genheiten der beruflichen Bildung zu un-
terrichten und zu hören. Die durch die zu-
ständige Stelle erlassenen Rechtsvorschrif-
ten sind vom Berufsbildungsausschuss zu 
beschließen. 
 
Bei der Landesregierung wird ein Lan-
desausschuss für Berufsbildung errichtet, 
dem Beauftragte der Arbeitgeber, der Ar-
beitnehmer und der obersten Landesbehör-
den angehören. Der Landesausschuss für 
Berufsbildung berät die Landesregierung 
in Fragen der Berufsbildung.  
 
Die ursprünglich im Gesetzesverfahren 
vorgesehenen regionalen Berufsbildungs-
konferenzen, denen auch Beauftragter 
sonstiger Berufsbildungseinrichtungen an-
gehören sollten, sind im Rahmen des Ge-
setzgebungsverfahrens ersatzlos gestri-
chen worden.  
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Forschung, Planung und Statistik 
 
Die Berufsbildung soll durch eine entspre-
chende Berufsbildungsforschung beglei-
tet werden. Zur Gewährleistung eines qua-
litativen und quantitativen ausreichenden 
Angebotes soll eine Berufsbildungspla-
nung erfolgen. Das BMBF legt der Bun-
desregierung jährlich einen Berufsbil-
dungsbericht vor. Eine Berufsbildungs-
statistik soll regelmäßig erfolgen. 
 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung 
(BIBB) soll durch wissenschaftliche For-
schung zur Berufsbildungsforschung bei-
tragen. Es soll außerdem an Ausbildungs-
ordnungen mitarbeiten, den Berufsbil-
dungsbericht vorbereiten, die Berufsbil-
dungsstatistik unterstützen und Modellver-
suche begleiten. Außerdem werden dem 
BIBB diverse Verwaltungsaufgaben über-
tragen. 
 
Der Hauptausschuss des BIBB setzt sich 
aus Beauftragten der Arbeitgeber, der Ar-
beitnehmer, der Länder und des Bundes 
zusammen. Er beschließt über Angelegen-
heiten des BIBB, berät die Bundesregie-
rung in Fragen der Berufsbildung, be-

schließt das jährliche Forschungspro-
gramm und nimmt Stellung zu Rahmen-
lehrplänen. Im BIBB steht die Präsiden-
tin, der Präsident vor. Sie/er wird von der 
Bundespräsidentin/dem Bundespräsidenten 
ernannt. Die Arbeit des BIBB wird durch 
einen wissenschaftlichen Beirat unter-
stützt. Diesem Beirat gehören bis zu 7 an-
erkannte Fachleute auf dem Gebiet der 
Berufsbildungsforschung an.  
 
Zur Beratung des BIBB wird ein Aus-
schuss für Fragen behinderter Men-
schen eingerichtet. Ihm gehören neben 
Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern 
und anderen relevanten Einrichtungen der 
Behindertenhilfe auch Vertreter der freien 
Wohlfahrtspflege und der Einrichtungen 
der beruflichen Rehabilitation an.  
 
In-Kraft-Treten  
 
Das neue Berufsbildungsgesetz tritt am 1. 
April 2005 in Kraft. Gleichzeitig treten für 
die Berufe, die durch die Handwerksord-
nung geregelt werden analoge Verände-
rungen und Regelungen der Handwerks-
ordnung zum 1. April 2005 in Kraft. 
 
 

 
Der Text des Berufsbildungsgesetzes kann bei Bedarf beim afa bezogen werden.  
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